
Der Herr befiehlt. Und die Regierung
als ihr Knecht beeilt sich ihrem Herrn

zu gefallen.
Wer sind die Herren der Hartz-Kommis-

sion, die einer Regierung solche Gesetze
diktieren können?

Die Herren der Hartz-Kommission sind
alle samt und sonders Vorstandsmitglie-
der mit Millionenbesoldung. Es sind die
Vertreter von Milliardären des Großkapi-
tals dieses Landes. Es sind die Herren Pe-
ter Hartz, Vorstandsmitglied von VW; Nor-
bert Bensel, Vorstandsmitglied von Daim-
lerChrysler; Eggert Voscherau, Vorstands-
mitglied von BASF, oder ein Heinz Fischer,
Vorstandsmitglied der Deutschen Bank,
um nur einige der Millionenverdiener aus
der Hartz-Kommission zu benennen.

Um die Hartz-Kommission, die sich vor-
genommen hatte, der Regierung Schröder
die Gesetze zur Vermehrung von Armut
und Ausbeutung des Lohnarbeiters zu
diktieren, nicht vorschnell im Volk als
Kommission des Kapitals auffliegen zu las-
sen, nahmen sich die Herren des Kapitals
zur Volkstäuschung und um den Wider-
stand in der Arbeiterklasse nicht zu wek-
ken, ein Paar gutwillige, handzahme Tröp-
fe aus den Gewerkschaften in die Hartz-
Kommission, wie Isolde Kunkel-Weber,
Mitglied des ver.di-Bundesvorstandes, oder

den Kollegen Peter Gasse, Bezirksleiter der
IG Metall Nordrhein-Westfalen. Isolde
Kunkel-Weber schwärmte öffentlich in
der »Süddeutschen Zeitung« darüber, daß
die Herren des Monopolkapitals, deren
Wort Gesetzeskraft in der Republik hat,
sie überaus höflich, ja geradezu zuvor-

kommend behandelt haben. Die Herren
hätten sie sogar zu einem Kaffeeplausch
animiert. Kann Gewerkschaftsverrat idylli-
scher und billiger sein?!

Die wahren Herren der Hartz-Kommis-
sion, sie befehlen im Namen des Kapitals
der Regierung: Haut den Arbeiter und das
übrige Volk der Lohnabhängigen in die
Pfanne. Schafft uns Gesetze für den staatli-
chen Lohnraub. Macht den freien Arbeiter
zum industriellen Leibeigenen, zum Leih-
arbeiter. Zertrümmert endlich die noch
vorhandenen Arbeitsrechte. Stellt die
Volkgesundheit unter Vorschalt- und Not-
gesetze. Alles muß weg, was den Profit der
Fabrik- und Bankbesitzer hemmen könn-
te. Und die Regierung beeilt sich im Eil-
verfahren genau solche arbeiterfeindliche
Gesetze auf den Weg zu bringen. Gerade
mal 45 Minuten tagte das Kabinett am 
6. November 2002, dann beschloß es das
»Erste Gesetz für moderne Dienstleistung
am Arbeitsmarkt« , das mehr als 100 Geset-
zesänderungen auf 179 Seiten, nebst Be-
gründungen der Gesetzesänderung, ent-
hält. Daß die Mehrheit der Kabinetts-
mitglieder das erste (von vielen noch
kommenden) Hartz-Gesetz nicht kennen
konnte, da die Gesetzesvorlage von Ende
September binnen 9 Tagen Makulatur war
und dem Kabinett somit ein neuer Gesetz-
entwurf erst am 6. November vorlag, das
schert diese Regierung nicht. Geht es
doch darum, wie Kanzler Schröder sagt:
Die Bundesrepublik erhält eine »Reform«
wie sie es seit 1949 noch nie erlebt hat. Ab
1. Januar 2003 soll das erste Hartz-Gesetz
in Kraft treten.

Leiharbeit in PSA 
(Personal-Service-Agentur)
Die staatlich organisierte 
industrielle Leibeigenschaft
und der staatliche Lohnraub
Hartz-Gesetz Numero 1

Den Kapitalismus gibt es nicht ohne Ar-
beitslosigkeit. Es ist die kapitalistische
Ausbeutung, die den Ausgebeuteten die
Arbeit nimmt. Für die Arbeiter und das
werktätige Volk bedeutet dies Not und
Elend. Aber auch die Kapitalistenklasse,
die dieses ganze Elend verursacht, bringt
sich dadurch selbst in die Klemme. Jeder
Arbeiter, der vom Kapitalisten gekündigt
wird, verringert dem Kapitalisten seinen
Profit. Jeder gekündigte Arbeiter macht
den Unternehmer um den Profit ärmer,
den dieser Arbeiter, während er bei ihm
arbeitete, schuf. Wenn also die Unterneh-
mer über die Arbeitslosigkeit klagen, so
klagen sie nur darüber, daß sie als Aus-
beuter nicht imstande sind, die Millionen
Erwerbslose zu beschäftigen, um aus ih-
nen Profit zu schlagen. Die Quelle des
Reichtums sprudelt nicht mehr so, wenn
sie Millionen und aber Millionen Arbeiter
in die Erwerbslosigkeit schicken. Und die
vom Arbeiterlohn gespeisten Arbeitslo-
senkassen sind für die regierende herr-
schende Klasse auch nicht zur Plünderung
freizugeben – Anlaß die geringen Geld-
mittel. Wie man also aus der Arbeitslosig-
keit von Millionen und aus Arbeitslosen,
die man nicht einstellt, trotzdem Profit
schlägt, das wußten die Herren der Vor-
stände der Monopolisten. Hartz mußte
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nicht lang nachdenken. Er griff nur auf,
was VW und die anderen Monopolisten
schon einmal per Gesetz durchsetzten.
Nämlich 1938/39. Zum erstenmal in der
Geschichte des Kapitalismus gingen da-
mals die deutschen Unternehmer dazu
über, ihre Arbeiter zu verleihen.* Was
unter Hitler möglich war, soll jetzt in einer
wenig abgewandelten Form wieder per
Gesetz möglich werden.

Die staatlich organisierte industrielle
Leibeigenschaft in der Form des Leihar-
beiters regelt die Schröder-Regierung im
Jahre 2002 in ihrem Hartz-Gesetz wie
folgt:

In Artikel 6 – Änderung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes – legt sie ge-
setzlich fest: »Jedes Arbeitsamt hat minde-
stens eine Personal-Service-Agentur (PSA)
einzurichten. Aufgabe der Personal-Service-
Agentur ist insbesondere, eine Arbeitneh-
merüberlassung zur Vermittlung von Ar-
beitslosen in Arbeitsplätze durchzuführen.
… (1) Zur Einrichtung von Personal-Service-
Agenturen schließt das Arbeitsamt namens
der Bundesanstalt mit erlaubt tätigen Verlei-
hern Verträge. Kommen derartige Verträge
nicht zustande, kann das Arbeitsamt sich an
Verleiherunternehmer beteiligen. Ist dies
nicht möglich, kann das Arbeitsamt eigene
Personal-Service-Agenturen gründen … Das
Arbeitsamt kann für die Tätigkeit der Perso-
nal-Service-Agentur ein Entgeld vereinba-
ren. Eine Pauschalierung ist zulässig. (2)«

Es ist also der Staat – ab jetzt – selbst,
der die reguläre Arbeit in den Betrieben
zerschlägt: Der aus dem freien Arbeiter
einen industriellen Leibeigenen des Leih-
arbeiter-Kapitalisten der PSA macht. Dar-
über hinaus schafft der Staat dadurch eine
Masse Kapitalisten von Leiharbeiterfirmen
– soweit er nicht gar selbst als solcher auf-
tritt – deren einziges »Kapital« der Arbei-
ter selbst ist, den sie unter Vertrag haben.
Und dafür zahlt der Staat ein Entgelt an
die Verleiher-Kapitalisten, das mit Sicher-
heit aus den Arbeitslosenkassen von den
Arbeitsämtern an sie überwiesen wird.
Die Regierung rechnet, daß die PSAs 
staatlicher Zuwendungen in der Höhe von
knapp einer Milliarde bedürfen. Geld, das
den Arbeitslosen entzogen wird.

Und daß dem Verleiher sein Arbeiter,
der sein »Kapital« ist , daß dieses Kapital

auch Zins abwirft und sich der Profit des
Verleihers vermehrt – und nicht nur sei-
nen Profit, sondern auch den des Leihers
– dafür sorgt die Regierung in ihrem
Hartz-Gesetz auch. Nach § 3 des neuen Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes (das in
weiten Strecken das Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz vom 3. Februar 1995 außer
Kraft setzt) wird die Profiteintreibung und
die Entrechtung des Arbeiters wie folgt
geregelt: »Von dem Grundsatz der Gleich-
behandlung kann zugunsten oder zu-
ungunsten des Leiharbeiternehmers durch
einen für den Verleiher geltenden Tarifver-
trag abgewichen werden. Die Ausnahme er-
möglicht es den Tarifvertragsparteien die
Arbeitsbedingungen flexibel zu gestalten
und beispielsweise Pauschalierungen beim
Arbeitsentgelt zuzulassen und die Leistun-
gen für Zeiten des Verleihens und Nichtver-
leihens in ein Gesamtkonzept zu regeln. Um
Verleihern einen Anreiz für die Einstellung
von vormals Arbeitslosen zu geben …, ist
eine weitere Ausnahme Gleichbehand-
lungsgrundsatz vorgesehen. Danach kann
der Verleiher einmalig für insgesamt sechs
Wochen der Überlassung eines Leiharbeit-
nehmers an einen Entleiher ein Arbeitsent-
gelt in der Höhe des Betrags, den der
Leiharbeitnehmer zuletzt als Arbeitslo-
sengeld erhalten hat, vereinbaren. Unter-
brechungen der sechs Wochen und Auftei-
lung auf Beschäftigungen bei verschiede-
nen Entleihern sind möglich … Das in Zeiten
des Nichtverleihs zu zahlende Arbeitsgeld
unterliegt weiterhin der Vereinbarung zwi-
schen Verleiher und Leiharbeitnehmer. …«

Der Arbeiter soll also seine Knochen
hinhalten und 6 Wochen auf Lohn ver-
zichten. Da wird aus dem Feudalismus 
der Leibeigenschaft des 15. Jahrhunderts
auch noch die Sklavengesellschaft vor
Christi Geburt per Gesetz zementiert und
der Leiharbeiter zum Sklaven. Eine größe-
re Ausbeutung des Menschen gab es nur
in der dunkelsten und finstersten Zeit der
Zwangsarbeit des Hitlerfaschismus. Des-
sen Sklavenhaltung bezahlten die Men-
schen aus ganz Europa mit dem Leben.
Die den Arbeiter treffenden Gesetze der
Leiharbeit sind nichts anderes als staatlich
organisierter Lohnraub – plus Zerschla-
gung des Kündigungsschutzes. Und die
Enteignung des Arbeiters einzigen Besit-
zes, den freien Verkauf seiner Arbeitskraft.
Daß die Betriebs-Kapitalisten die Leihar-
beiter bei solch profitablen Bedingungen

ihren regulären Arbeitern allemal vorzie-
hen werden, weil die Leiharbeit ihre Kas-
sen geradezu stürmisch klingeln läßt,
dazu bedarf es nicht der geringsten Phan-
tasie. Sowenig wie dazu, daß der Verleih-
Kapitalist auf Kosten der bei ihm zu ver-
leihenden Arbeiter morgen sich eine Jacht
an der Côte d’Azur kauft und sein weite-
res Dasein als Millionär fristen wird. Nicht
zuletzt auch dadurch, daß im Hartz-Gesetz
festgeschrieben wird: »… das besondere
Befristungsverbot, das Wiedereinstellungs-
verbot, das Synchronisationsverbot sowie
die Beschränkung der Überlassungsdauer
… für die Leiharbeiter entfallen …«

Wo es die Produktion zuläßt, da werden
die Kapitalisten die regulären Arbeiter mit
dem Flächentariflohn kündigen undanihrer
Statt werden die Leiharbeiter, deren Lohn
durchschnittlich nur noch 70 % vom Flä-
chentariflohn ist, stehen und arbeiten. Und
so werden sie es machen: Der Arbeiter, der
bis dato noch bei seinem Kapitalisten be-
schäftigt ist, wird von ihm gekündigt und
an seiner Statt kommt der Arbeiter, den
die Leiharbeiterfirma dem Kapitalisten
des Betriebs gegen Gebühr verleiht. Was
nichts anderes heißt: Der Leihkapitalist
verdient am verliehenen Arbeiter dadurch,
daß er dem Kapitalisten, der den Arbeiter
bei ihm leiht, eine Leihgebühr berechnet.
Die wird der Unternehmer des Betriebs
aus dem bezahlen, was er bei einem Leih-
arbeiter einsparen kann gegenüber einem
normal Beschäftigten. Der Fabrikbesitzer
wird selbstverständlich darauf achten, daß
er davon einen doppelten Nutzen hat:
Erstens den Nutzen, daß der Kündigungs-
schutz nicht gilt gegenüber dem Leihar-
beiter, er kann ihn beschäftigen so lang
oder so kurz er will; zweitens, daß ein
Lohnanteil des Leiharbeiters in den Ta-
schen des Kapitalisten verschwindet. Und
somit ist nicht auszuschließen, daß nicht
gerade wenige Arbeiter in Normal-Arbeit
gekündigt werden, die sich dann Wochen
später an ihrem alten Arbeitsplatz als Leih-
arbeiter wiederfinden werden. Damit ver-
schwindet auf Nimmerwiedersehen, was
gilt: Gleiche Arbeit – Gleicher Lohn. Der so
verliehene leibeigene Arbeiter, wird für
die gleiche Arbeit jetzt Lohneinbußen von
30 % und mehr hinnehmen müssen. Schon
jetzt ist die größte Leiharbeitergruppe in
den Metallbetrieben, insbesondere in der
Autoindustrie, beschäftigt (33 Prozent).
Auch ohne das neue Gesetz der Regie-

* Quelle: Jürgen Kuczynski: Die Geschichte der Lage
der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. 6, S. 248/249



rung haben die Leiharbeiterfirmen (4 100
an der Zahl) im Jahr 2001 6,5 Milliarden
Umsatz am Arbeiter schmarotzt. Dies soll
jetzt durch das Monopolkapital und ihre
Knechte in der Regierung mittels Hartz-
Gesetz in eine mehrstellige Milliarden-
höhe getrieben werden. An die Stelle der
»Freiwilligkeit« aus der Not tritt der Zwang
durch Expressung des Staates. Damit fal-
len gleich zwei Kapitalisten über Millionen
und Abermillionen Arbeiter her. Der indu-
strielle Kapitalist als Ausbeuter und der
Leiharbeiter-Kapitalist als ausbeutender
Schmarotzer am Leiharbeiter. Der eine wie
der andere Ausbeuter wird einen Anteil
des spärlichen Lohns – den der industriel-
le Kapitalist dem Arbeiter für die Ausbeu-
tung seiner Arbeitskraft überläßt – diesem
im wahrsten Sinne des Wortes stehlen.
Das ist die Flexibilität, die die Arbeiterbe-
wegung der Ausbeuterklasse seit 1949
durch jahrzehntelangen Kampf gegen die
Ausbeutung ohne Schranken bis heute
untersagte. Das Leiharbeitergesetz ist die
Ausbeutung ohne Schranken, die auch
den normal Beschäftigten unterwirft. Die

Regierung geht davon aus, daß neben den
300 000 Leiharbeitern (Angaben des Bun-
desverbandes Zeitarbeit BZA), die es
schon ohne dieses Gesetz – mit wesent-
lich mehr Rechten – gibt, schon im näch-
sten Jahr mindestens 500 000 Leiharbeiter
auf Grund dieses Gesetzes dazukommen.
Und daß allein dadurch die Regierung
1,85 Milliarden an Überweisungen an die
Arbeitslosenkassen im Jahr 2003 einspa-
ren wird. Denn die Bundesanstalt für
Arbeit kann alle arbeitsfähigen Erwerbs-
losen sowie 900 000 arbeitsfähige Sozial-
hilfeempfänger in die PSA einweisen.
Wer sich weigert, erhält eine Sperre des
Arbeitslosengeld.

Millionen verlangen nach Arbeit. Die
Kapitalisten haben Ausbeutung, aber kei-
ne Arbeit zu vergeben. Der Schrei nach
Arbeit klingt den Millionären und ihrer Re-
gierung wie Aufruhr. Gegen die freiheit-
liche Grundordnung des Privatbesitzes.
Statt Arbeit bekommst du jetzt das Gesetz
der Leiharbeit. Die Arbeiterbewegung
kann dieses Gesetz nicht hinnehmen, will

sie sich nicht ins Jahr 1949 zurückbomben
lassen. Dieses Gesetz muß der Regierung
um die Ohren geschlagen werden. Und
das geht nicht ohne den Aufruhr der
Arbeiter der Betriebe. Ohne den Streik
gegen die Fabrik- und Bankbesitzer, ohne
gegen die Regierung des Arbeiterverrats
zu marschieren, wird das für die Gewerk-
schaftsmitglieder und alle Arbeiter – die
es dadurch werden – nicht abgehen. Die
Regierung beweist der Arbeiterklasse und
allen Lohnabhängigen des Volkes zur Zeit
jeden Tag, daß ihre Gesetze, die sie plant
und gerade beschließt, nur solange Be-
stand haben, wie der, der durch ihre
Gesetze Schaden erleidet, ihr keinen
Widerstand entgegenstellt. Die Baukapita-
listen drohen ihr Konsequenzen an und
schwups lenkt die Regierung ein und er-
höht wieder die Eigenheim- und Woh-
nungsförderung. So leicht wirst du es,
Arbeiter, nicht haben. Aber im Gegensatz
zu den sich empörenden Kapitalisten ist
dein Kampf nicht der Kampf für eine Min-
derheit der Reichen, sondern der Kampf
für die Millionen Ausgebeuteten.

Für das Verbot aller Leiharbeit, wie es vor dem Jahre 1967 bestand. •• Für gleichen Lohn bei gleicher
Arbeit. •• Für die freie Berufswahl, wie sie das Grundgesetz Artikel 12 bindend vorschreibt. •• Dieses
Kriegsgesetz der Leiharbeit in einer Zwischenkriegszeit muß fallen. •• Dafür lohnt es sich nicht nur zu
kämpfen, dafür ist man als Arbeiter gezwungen zu kämpfen.

AusbildungsZeit-Wertpapier.
Arbeitszeit-Mobilitäts- 
und Bildungskosten
Die Bezahlung der Lehrstellen
durch die Arbeiterfamilie
Hartz-Gesetz Numero 2

Die Modernität des Kapitalismus im 21.
Jahrhundert hat eine Frische, die einen
glatt überwältigt, besteht sie doch in aller
Regel in der Anleihe bei den mittelalter-
lichen Zünften des Handwerks und des
Früh- und Konkurrenzkapitalismus oder
im Kriegskapitalismus faschistischer Zeit.
Was gerade noch opportun als Auslauf-
modell bei Noske – dem Arbeitermörder –
in den frühen 20er Jahren des vorigen
Jahrhunderts durchging, das möchten
jetzt Schröder und Clemens, der Supermi-
nister, aus dem Grabe auferstehen lassen:
Das Lehrgeld. Warum? Weniger als ein
Drittel aller Betriebe in diesem zweit-
reichsten Land der Welt bilden aus. Ein
Großteil der Arbeiterjugend wird dadurch 
ungelernter Arbeiter oder gehört zu den
270 000 arbeitslos Gemeldeten, denen die

Kapitalisten die Berufsausbildung ver-
wehrten. Über 55 % (September 2001) der
gemeldeten jugendlichen Arbeitslosen –
bis 25 Jahre – haben keine abgeschlosse-
ne Berufsausbildung. Ein Gesetz für die Ar-
beiterjugend, für die Töchter und Söhne
der Arbeiterfamilien kann keinen anderen
Wortlaut haben, als: Wer nicht ausbildet,
der muß zahlen. Und dieses Gesetz, das
seit Jahrzehnten eingeklagt wird von der
gewerkschaftlich organisierten Arbeiterju-
gend, das ist die Maßnahme, die dem Aus-
bildungselend und -skandal ein radikales
und verdientes Ende bereitet. Aber ohne
Streik, der die Republik beben ließe, erzit-
tert die SPD/Grüne-Regierung nur vor den
Fabrik- und Bankbesitzern und ihrer Ab-
ordnung in der Hartz-Kommission. Statt
Lehrstellen für die Arbeiterjugend soll die
Arbeiterfamilie für solch eine zahlen, auf
freiwilliger Basis. Das Hartz-Gesetz Ausbil-
dungsZeit-Wertpapier besagt, daß dem In-
haber eine Ausbildung garantiert wird. Wel-
che und was für eine Lehrstelle damit aber
erworben werden könnte, darüber kein
Wort im Gesetz. Eltern, Großeltern, Tanten

und Onkels sollen AusbildungsZeit-Wertpa-
piere zeichnen oder in einem Ansparsystem
ansammeln, in einem sogenannten Ra-
battkarten-System – auf freiwilliger Basis.
Die AusbildungsZeit-Wertpapiere, die von
der Arbeiterfamilie erworben werden sol-
len, werden in einer Stiftung gehandelt,
gemanagt, verkauft und verwaltet. Eine Stif-
tung wird in jedem Arbeitsamt entstehen,
also insgesamt mindestens 181. Sie sind
vergleichbar mit dem bestehenden Spar-
kassensystem. Da dies nicht mit einem
feuchten Händedruck zu bekommen ist,
wird der Staat, statt Ausbildungsplätze
oder qualitative Lehrstellen beim Kapital
einzuklagen, ein Darlehen als Vorfinanzie-
rung, durch Ausfallbürgschaften der öf-
fentlichen Hand, für die vom Staat unab-
hängigen Stiftungen einrichten. Milliarden
versenkt der Staat für einen Betrug an der
Arbeiterjugend und ihren Familien. Keine
Arbeiterfamilie mit Stolz und Verstand
wird dafür ihren kargen Lohn opfern, denn
sie müßte ja mit dem Klammersack gepu-
dert sein, wenn sie solche Ausbildungs-
Zeit-Wertpapiere erwirbt. Was bezweckt



also die Regierung mit dieser gesetzlichen
Maßnahme? Sie arbeitet an der Zukunft
»Keine Ausbildung ohne Lehrgeld« und
dafür muß sie erst einmal das bestehende
Recht beugen und zerschlagen. Denn im
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
10.12.1980 wird bindend festgeschrieben:
»In dem in der Bundesrepublik Deutschland
bestehenden dualen Berufsausbildungssy-
stem mit den Lernorten Schule und Betrieb
(Behörde) liegt die spezifische Verantwor-
tung für ein ausreichendes Angebot an be-
trieblichen Ausbildungsplätzen der Natur
der Sache (nach) bei den Arbeitgebern, …
Ausbildungsplätze zu schaffen und anzubie-
ten … Wenn der Staat in Anerkennung die-
ser Aufgabenteilung den Arbeitgebern die
praxisbezogene Berufsausbildung der Ju-
gendlichen überläßt, so muß (er) erwarten,
daß die gesellschaftliche Gruppe der Arbeit-
geber diese Aufgabe … so erfüllt, daß
grundsätzlich alle ausbildungswilligen Ju-
gendlichen die Chance erhalten, einen Aus-
bildungsplatz zu bekommen. Das gilt auch
dann, wenn das freie Spiel der Kräfte zur Er-
füllung der übernommenen Aufgabe nicht
mehr ausreichen sollte …« Die gesetzliche
Festschreibung von Lehrgeld, wenn auch
noch freiwillig, ist rechtswidrig und reine
Rechtswillkür des Staates, der auf die An-
klagebank gehört.

Ein Rechtsbrecher hackt dem anderen
Rechtsbrecher kein Auge aus. Statt bei den

Kapitalisten das Urteil des Verfassungsge-
richts einzuklagen und ihnen hohe Geld-
strafen aufzuerlegen, wenn sie nicht aus-
bilden, schafft sie lieber wieder ein Arbei-
terfeindliches Gesetz mehr und erklärt der
Arbeiterjugend den Krieg, indem die Be-
triebe, die ihre Ausbildungsplätze nicht
mehr mit Auszubildenden besetzen, dafür
auch noch staatliche Zuschüsse erhalten,
wenn sie diese anderen zur Verfügung
stellen. »In Deutschland gibt es viele hervor-
ragende Ausbildungsbetriebe, die heute die
Kapazität nicht nutzen.« – Wie wahr gespro-
chen! – »Diese vorhandenen Zusatzkapa-
zitäten und notwendigen neue Kapazitäten
können mit einer entsprechendenden Finan-
zierung erschlossen werden (110).« Einge-
zahlt wird wieder einmal von der Bundes-
anstalt für Arbeit, wodurch die Arbeiter-
klasse und die übrigen Lohnempfänger
über ihre Beiträge die Lehrstellen den Ka-
pitalisten mitfinanzieren. Aber damit nicht
genug! Die heute bestehenden 350 Aus-
bildungsberufe genügen nicht. Jetzt wer-
den per Gesetz mit weniger Anforderungen
Lehr- und Ausbildungsstellen geschaffen,
denn man müsse sich an den Bedürfnissen
der Unternehmer ausrichten. Das kann und
wird nichts anderes für die Arbeiterjugend
heißen, als daß die ungelernte Arbeit, die
Hilfsarbeiterjobs zu Lehrberufen werden;
daß nicht wenige Jugendliche nicht nur
für ihr ganzes Arbeiterleben eine Dequali-

fizierung reingewürgt bekommen vom
Staat, sondern, daß auch den Kapitalisten
gesetzlich erlaubt wird, die Lehrlingsaus-
beutung im großen Stil wieder einzu-
führen. Indem sie ungelernte Arbeit von
Lehrlingen als Ausbildungszeit und Lehre
verkaufen. Die Jugend der Arbeiterklasse
kann solch ein Gesetz wohl nicht in Ruhe
schlafen lassen, wird dadurch das Leben
selbst für sie im Kapitalismus um noch vie-
les unerträglicher. Es ist nicht die Zeit für
Demut, dafür sorgt die Regierung und ihre
Hartz-Gesetze. Ohne den Kampf der Arbei-
terjugend und ihrer Väter und Mütter wird
das Zunftwesen der Lehrlingsausbeutung
und das Lehrgeld im 21. Jahrhundert hier-
zulande wahr werden, durch das Mono-
polkapital und seine SPD/Grüne-Regie-
rung. Den Anfang hat sie schon gemacht.

Und auch der Arbeiter über 25 Jahre
wird in nichts geschont. Die Arbeitslosen-
versicherung wird zugleich eine »Beschäf-
tigungsversicherung«! »Wichtige Elemente
einer solchen Beschäftigungsversicherung
werden langfristige, verzinsliche und kredit-
fähige Arbeits-, Mobilitäts- und Bildungs-
konten sowie flexible Anwartschaften in der
Rentenversicherung sein … Lohnerhöhun-
gen teilweise in Form von Einzahlungen auf
Bildungskonten zu gestalten. (47)« Die
Arbeiter sollen also auch hier ihre »Fort-
bildung« durch ihre Arbeiterkassen be-
zahlen, von der dann der Ausbeuter dop-

Bekanntmachung aus Betrieben und Gewerkschaften
IG Metall Vertrauenskörperleitung 

DaimIerChrysler Wörth
An den Vorstand der IG Metall

Liebe KollegInnen
Die IGM Vertrauenskörperleitung Daimler-

Chrysler Werk Wörth hat sich in Ihrer letzten
Sitzung mit den Vorschlägen der Hartz Kom-
mission und ihre Auswirkungen auf die Kolle-
ginnen und Kollegen in den Fabriken und den
über 4 Mio. Arbeitslosen beschäftigt. Das
ganze Papier ist abzulehnen da es in eine
Grundsätzlich falsche Richtung zielt. Es geht
nicht um die Schaffung neuer, zukunftsorien-
tierter Arbeitsplätze, sondern um ein weiteres
Verteufeln derer, die Arbeit suchen aber auf
Grund von zu wenigen offenen Stellen, keine
Arbeit finden.

Die Ausweitung der Leiharbeit wird dazu
führen das weitere feste Arbeitsplätze in befri-
stete Stellen umgemünzt werden. (…)

Wir fordern das Verbot der Leiharbeit,
Sklavenhandel war noch nie im Interesse der
Gewerkschaften. (…)

Wir fordern den Abbau von Überstunden,

weitere Arbeitszeitverkürzung und das Ende
der Flexibilisierung.

Mit kollegialen Grüßen
i.A. Wolfgang Förster (Schriftführer), 20.8.2002

Metaller-Arbeitslosen-Initiative 
in der IG Metall Frankfurt am Main

An den Vorstand der IG Metall

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir haben gehört, dass die IG Metall zu

ihrem Richtfest Herrn Dr. Peter Hartz als
Redner eingeladen hat. Wir dachten unseren
Ohren nicht zu trauen.

Seit Monaten beschäftigen wir uns mit den
Hartz-Vorschlägen, haben den 343-seitigen
Text intensiv besprochen und können darin
nur Angriffe auf die Beschäftigten und Er-
werbslosen erblicken. Seit Monaten klären wir
am Arbeitsamt die Erwerbslosen mit Flug-
schriften, Plakaten, Info-Ständen der IG Metall
auf und es hat bis heute kein einziger die
Hartz-Vorschläge begrüßt. (…)

Die gleichen Erfahrungen machen wir in

Gesprächen mit Beschäftigten, die aus allen
Wolken fallen, wenn sie erfahren, was die
Hartz-Pläne beinhalten. Insbesondere schok-
kiert sie die Ausweitung der Leiharbeit und
der massive Angriff auf unsere Arbeitsrechte.

Schon im August diesen Jahres haben wir
in einer ausführlichen Stellungnahme von
euch die Ablehnung der Hartz-Pläne gefordert
und es sind inzwischen noch mehr Gründe
hinzugekommen, endlich laut und deutlich
NEIN zu sagen und diesem Wort auch Taten
folgen zu lassen. (…)

Mit kollegialen Grüßen
i.A. Heinz Klee, Vorsitzender, 29.10. 2002

Vertrauenskörperleitung 
MAN Roland Offenbach

An den Vorstand der IG Metall,
Ortsvorstand Offenbach

Liebe Kolleginnen und Kollegen
Die Mitgliederversammlung der IG Metall

bei MAN Roland Offenbach hat sich am 29. Ok-
tober 2002 noch einmal mit den Vorschlägen

weiter auf der Rückseite



Bekanntmachung aus Betrieben und Gewerkschaften
der Hartz-Kommission befasst. Nachdem wir
nun die komplette Liste der Grausamkeiten
des Dr. Hartz im Original kennen, haben wir
allen Grund unsere Resolution vom 15. Juli
dieses Jahres zu bekräftigen. Damals schrie-
ben wir:

Gerade die Programme zur Ausweitung der
Leiharbeit laufen unseren gewerkschaftlichen
Vorstellungen absolut entgegen.Wir haben als
Betriebsräte und Vertrauensleute der IG Metall
die Leiharbeit immer bekämpft, denn Leihar-
beit ist ein Übel das zur Lohndrückerei, zur Ver-
nichtung von »Normal«-Arbeitsplätzen, zur
Spaltung von Arbeitslosen und Beschäftigten
und letztlich zur Verschlechterung der Ar-
beitsbedingungen in den Betrieben führt. (…) 

Die Beschäftigten von MAN Roland haben
seit Jahren immer wieder die Folgen der Ar-
beitsplatzvernichtung zu spüren bekommen.
Deshalb lehnen wir es ab, dass den Arbeitslo-
sen die Leistungen gekürzt werden. Dadurch
werden keine Arbeitsplätze geschaffen. (…)

Einstimmig beschlossen auf der Mitglieder-
versammlung der IG Metall bei MAN Roland
Offenbach am 29.10. 2002

Für den Vertrauenskörper
Rainer Herth, VKL-Vorsitzender

Betriebsräte und Vertrauensleute 
DaimlerChrysler Bremen

An den Vorstand der IG Metall

Einladung von Dr. Peter Hartz zum Richtfest für
das neue IGM-Vorstands-Gebäude

Werte Kollegen,
seid Ihr denn von allen guten Geistern

verlassen? Eure Einladung an Herrn Hartz soll
Bestandteil eines »faszinierenden Erlebnisses«
… »mit gutem Essen und musikalischer Be-
gleitung« und »mit Überraschungen« werden.
Das ist ein Schlag ins Gesicht eines jeden
Metallers, ob erwerbslos oder in Arbeit. Wir
können Euch versichern: Bei den Kollegen, die
sich mit dem Hartz-Papier ernsthaft beschäfti-
gen, kommt maßlose Wut und Empörung
hoch, angesichts dieser massiven Angriffe auf
Arbeiterrechte, auf Tarifverträge, auf Löhne, auf
feste Arbeitsverhältnisse und auf die Erwerbs-
losen. Ein wahrhaft »faszinierendes Erlebnis«,
geschmacklos von vorne bis hinten!

Wir fordern Euch dringend auf, diesen
Mann auszuladen (…)

Die Unterzeichner sind Betriebsräte und 
Vertrauensleute der DaimlerChrysler AG 
Werk Bremen, 30.10. 2002

Vertrauensleuteversammlung
SIEMENS Frankfurt

An den Vorstand der IG Metall

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
unser IGM-Vertrauenskörper hat sich 29.

Oktober intensiv mit den Vorschlägen der
Hartz-Kommission beschäftigt.Wir stellen fest,
dass wesentliche Maßnahmen gegen die Be-

schäftigten und ihre Mitbestimmungsrechte
gerichtet sind. Aber auch die Arbeitslose sollen
den Hartz-Plänen zufolge einschneidende Ver-
schlechterungen hinnehmen.

Durch den Aufbau von PersonalService-
Agenturen (PSA) soll die Anzahl der Leiharbei-
ter mindestens verdreifacht werden. Alle Ar-
beitslose sowie 900.000 Sozialhilfeempfänger
können in eine PSA gesteckt und an Firmen
verliehen werden. In den ersten 6 Monaten
sollen sie nur Arbeitslosengeld erhalten, da-
nach einen Lohn, der weit unter dem in der
Entleihfirma sein wird. Selbst wenn sie Tarif-
lohn bekommen sollten, wie die IG Metall es
fordert, bleiben sie Leiharbeiter ohne die 
üblichen Kündigungsschutz- und Mitbestim-
mungsrechte. Zu diesem Zweck sollen laut
Hartz-Bericht die Begrenzungen von Leihar-
beit im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz völ-
lig aufgehoben werden!

Das wird zur Ersetzung von Stammbeleg-
schaften durch Leiharbeit und zu immensen
Lohnsenkungen in den Betrieben führen. Wir
haben all die Jahre nicht gegen die Leiharbeit
gekämpft, um sie morgen zu unterstützen. Wir
würden uns bei unseren Kolleginnen und Kol-
legen vollkommen unglaubwürdig machen
und letztendlich unsere Gewerkschaft aufs
Spiel setzen.

Die Hartz-Pläne enthalten Frontalangriffe
auf unser gesamtes Arbeitsrecht:

»Verantwortungsbewusstes politisches Han-
deln erfordert die kontinuierliche und kritische
Überprüfung, inwieweit rechtliche Regelungen
und Verordnungen notwendig sind oder Hemm-
nisse für schnelleres Wachstum darstellen«

Wer die Hemmnisse für wirtschaftliches
Wachstum abschaffen will, der schafft die
Schutzrechte der Beschäftigten ab. Wie kön-
nen Gewerkschaften hierzu schweigen oder
gar zustimmen?

Laut Hartz sollen die Daten aller Beschäf-
tigten und Arbeitslosen in einer Zentraldatei
gespeichert werden, zu der große Konzerne
und Zeitarbeitsfirmen Zugang haben!

Laut Hartz sollen Scheinselbständigkeit
und Niedriglohnsektor ausgeweitet werden! 

Laut Hartz sollen Arbeitslose noch weniger
Geld bekommen als bisher schon! 

Laut Hartz soll der besondere Kündigungs-
schutz für Ältere gestrichen werden! 

Laut Hartz sollen Eltern wieder für die
Lehrstelle ihrer Kinder zahlen!

Es gibt noch mehr Gründe gegen Hartz,
doch die genannten reichen vollständig. Soll-
ten die Hartz-Pläne umgesetzt werden, wird
die Republik eine andere sein. Arbeitsplätze
werden weder mit der Ausweitung der Leih-
arbeit noch durch verschärften Druck auf
Arbeitslose geschaffen.

Zur besseren Verteilung der vorhandenen
Arbeit müssen die Überstunden gesetzlich be-
grenzt und verboten werden. Notwendig ist
die gesetzliche Einführung der 35-Stunden-
Woche. Damit wir hierfür auch kämpfen kön-
nen ist die sofortige Streichung des Antistreik-
paragrafen 146 SGB III einzufordern.

Wir fordern den Vorstand der IG Metall auf,
die Pläne der Hartz-Kommission abzulehnen.

Wir fordern euch auf, mit sämtlichen ge-
werkschaftlichen Mitteln den Kampf gegen
die Hartz-Pläne, den Kampf für bessere Geset-
ze zu organisieren. Wir werden dabei sein.

Mit kollegialen Grüßen
Egon Spanheimer (Betriebsratsvorsitzender)
Berthold Polzin (Vorsitzender der VKL) 
Auf VK-Versammlung 
einstimmig angenommen. 31.10. 2002

Industriegewerkschaft Metall
Verwaltungsstelle Frankfurt

Presseinformation

IG Metall Frankfurt kritisiert die Vorschläge der
Hartz-Kommission und deren geplanten Um-
setzung durch die neue Bundesregierung

Nach Auffassung der IG Metall Frankfurt
deutet bei der geplanten Umsetzung der
Vorschläge der Hartz-Kommission durch die
jetzige Bundesregierung vieles darauf hin,
dass nicht die schnellere Vermittlung und
Qualifizierung von Arbeitslosen in tariflich ge-
sicherte Beschäftigungsverhältnisse im Vor-
dergrund steht, sondern der MögIichkeit von
Lohndumping und der Ausweitung von Leih-
arbeit zu Lasten der jetzt im Betrieb beschäf-
tigten Stammbelegschaften Vorschub gelei-
stet wird.

Dies wird zum Beispiel bei der Umsetzung
des angeblichen Herzstückes der Hartz-Vor-
schläge, den sogenannten Personalservice-
Agenturen (PSA) deutlich.

Während die IG Metall in diesem Zusam-
menhang immer davon ausgegangen ist und
gefordert hat, dass bei einer Ausweitung von
Leiharbeit der Gleichbehandlungsgrundsatz
zwischen Leiharbeitnehmern und den Stamm-
belegschaften bei Einkommen und Arbeitszeit
gewährleistet sein muss und dies in Tarifver-
trägen festgeschrieben wird, lässt der Referen-
tenentwurf der Bundesregierung basierend
auf den Hartz-Vorschlägen alle Spielräume für
jede Art von Lohndumping. Das Ergebnis einer
Umsetzung der Hartz-Vorschläge in dieser
Form würde nach Aussagen des 1. Bevoll-
mächtigten der IG Metall Verwaltungsstelle
Frankfurt, Bernd Rübsamen zu einem »Dreh-
türeffekt« führen, durch den immer mehr
unbefristet beschäftigte Arbeitnehmer mit
Tarifverträgen durch billige Leiharbeitnehmer
ersetzt werden. Die Aushöhlung der Flächen-
tarifverträge und die Absenkung der Einkom-
mensniveaus in den Betrieben wäre die Folge.

Wenn zudem die Bundesregierung die an-
gekündigten massiven Einschnitte bei Ar-
beitslosenhilfe und Arbeitslosengeld durch-
setzen würde, wird die angebliche Arbeits-
marktreform zur effektiveren Vermittlung von
Arbeitslosen zu einem bloßen Sozialabbau
und höherem Druck auf Arbeitslose und letzt-
lich auch auf die Beschäftigten in den Betrie-
ben konterkariert. (…)

Frankfurt, 1.11. 2002



pelt profitiert. Er qualifiziert den Arbeiter
nicht und erhält auf Arbeiterkosten einen

höher qualifizierten Arbeiter, der ihm pro
Arbeitsstunde mehr Profit bringt.Wie man

sieht läßt die Regierung keinen aus, nicht
den Jungen, nicht den Alten.
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NEIN den Hartz-Gesetzen!

Die Antwort darauf kann nur sein:
Alt und Jung gemeinsam in den Kampf. Alt und Jung gemeinsam heraus auf die Straße gegen Regierung
und Kapital. Die Hartz-Gesetze müssen, so schnell sie gemacht wurden gegen die Arbeiterklasse – 
von der Arbeiterklasse ebenso schnell wieder in Grund und Boden gehauen werden!

Aufhebung des besonderen 
Kündigungsschutzes für Ältere
Hartz-Gesetz Numero 3 

Zuerst setzt diese Regierung in ihrer er-
sten Amtsperiode das Rentenalter auf 65
Jahre für Männer und für Frauen auf 63/65
Jahre hinauf, um dann nach anderthalb
Monaten nach ihrer Wiederwahl den älte-
ren Männer und Frauen der Arbeit erneut
eins hineinzuwürgen. Was sich für die
älteren Lohnabhängigen wie ein Faust-
schlag in der Magengrube auswirken
wird, denn die Kapitalisten werden sie
jetzt noch schneller ausspucken und auf

die Straße setzen. Das Gesetz des Arbei-
terverrats am Älteren besagt: Es müssen
alle »beschäftigungshemmenden Regelun-
gen für Ältere stufenweise zurückgeführt
werden und schließlich auslaufen«. Dies
bedeutet unter anderem auch die Liqui-
dierung des besonderen Kündigungs-
schutzes für Ältere. »Die Möglichkeit der
befristeten Beschäftigung Älterer kann aus-
geweitet werden, indem die Altersgrenze für
die erweitere Befristungsregelung von jetzt
58 Jahre auf 50 Jahre vorverlegt wird.« Der
Staat schafft damit Millionen Erwerbslose.
Und für was und wen? Ganz und allein für
die Kapitalisten. Die dadurch die gesetz-

liche Grundlage und staatlichen Zuspruch
– ethisch unmoralisch – erhalten, (soweit
sie dessen überhaupt bedürfen), um den
älteren Arbeiter, dem sie seine Gesundheit
zu Schanden geritten haben und den sie
bis aufs Blut ausgesaugt haben, durch
frisches und gesundes Fleisch aus der jün-
geren Arbeitergeneration zu ersetzen. Das
und nichts anderes bedeutet die Auf-
hebung der Beschränkungen des Teilzeit-
und Befristungsgesetzes für Beschäftigte
ab 50 Lebensjahre. Und man hat schon gar
nichts anderes mehr von dieser Regierung
erwartet: de facto die Auflösung des Ar-
beitsrechts.

Die Arbeiterklasse kann dies nicht auf sich beruhen lassen: Auch dieses Gesetz muß fallen. Ohne Streik
und Demonstrationen gegen die Regierung wird die Aufhebung des besonderen Kündigungsschutzes 
für die Älteren mit 50 Jahren unter uns – nicht fallen. Kündigungsschutz bis 65 Jahre! – Oder/Und – Das
Rentenalter muß auf 50 Jahre gesenkt werden, bei vollen Bezügen!

HERAUS GEGEN REGIERUNG UND KAPITAL – ARBEITER erkenne DEINE MACHT

Dies sind nur einige der widerwärtig-
sten arbeiterfeindlichen Gesetze aus dem
Hartz-Gesetz eins. Wollte man alle dem
Ausbeuter zugutekommenden Gesetze in
diesem ersten Gesetz der Regierung auf-
zählen, dann, Arbeiter, würde dies eine
Flugschrift sprengen und an ihrer Statt
müßtes Du ein Buch lesen. Und selbst da-
bei bleibt es nicht! Das zweite arbeiter-
feindliche Hartz-Gesetz ist in voller Bear-
beitung. Da dieses Gesetzespaket weitge-
hend bundesratspflichtig ist, erhältst Du
dadurch nur ein paar Züge zum Luftholen,
bis auch diese Gesetzeswut mit aller Härte
auf das Proletariat niederprasseln wird.
Die Regierung wird nicht aufhören, gegen
die eigene Arbeiterklasse Krieg zu führen.
Auch im zweiten Hartz-Gesetz wird kein
Stein auf dem anderen bleiben, z. B. bei
den Erwerbslosenkassen. Ob dies die
Verschärfte Zumutbarkeit für Arbeitslose
betrifft, oder die Scheinselbständigkeit 
in der »Ich-AG« , oder ob das Arbeitslosen-

geld II mit der Sozialhilfe zusammenfällt,
usw. und so fort: die Arbeiter und anderen
Werktätigen sollen geschröpft und an 
den Rand des Grabes gebracht werden.
Der Sozialstaat war immer ein Klassen-
staat. Jetzt wird er aber – geht es nach
dieser Regierung und den Monopolen –
Feindesland, in dem der Feind das werk-
tätige Volk ist.

Es ist noch nicht zu spät. Auch dann
nicht, wenn das Gesetz Hartz Numero 1
verabschiedet sein sollte. Was verabschie-
det ist – das kann aufgehoben werden. Zu
spät ist nur dann alles, wenn die Arbeiter-
klasse und die Gewerkschafter – die nicht
gewillt sind, ins Boot der Arbeiterverräter
einzusteigen – den Giftkelch der Regie-
rung schlucken. Das darf nicht sein.

Arbeiter, wir Kommunisten rufen Euch
dazu auf, erkennt die Gefahr, die Euch und
Eure Familie bedroht. Seid wie die Arbei-
ter aus Griechenland. Seid wie die Arbeiter

aus Italien. Seid wie die Arbeiter aus Frank-
reich. Steht ihnen in nichts nach. Der Ge-
neralstreik der griechischen Arbeiter hat
bis zur Stunde die Würge-Gesetze gegen
das griechische Volk verhindert. Der Streik
der italienischen Arbeiter und ihre De-
monstration in Rom von Millionen wird
die italienische Berlusconi-Regierung in
die Knie zwingen. Diese Arbeiter der
anderen Länder sind weder stärker noch
klüger als ihr. Sie sind nur entschlossen –
sich ihrer Haut zu wehren.

Das Fell sich von den Herrschenden ab-
ziehen zu lassen, dafür, Arbeiter, bist auch
du nicht geschaffen.

Ohne Streik wird diese Regie-
rung nicht »klug« und nachgeben.
Es ist nicht zu spät für den Sieg 
deinesgleichen über Hartz und
Konsorten und ihre Regierung.
Macht euch auf zum Kampf! Billigt
nur eines:




